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VERORDNUNG (EG) Nr. 673/2005 DES RATES 

vom 25. April 2005 

zur Einführung zusätzlicher Zölle auf die Einfuhren bestimmter 
Waren mit Ursprung in den Vereinigten Staaten von Amerika 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, 
insbesondere auf Artikel 133, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Am 27. Januar 2003 nahm das Streitbeilegungsgremium (DSB) 
der Welthandelsorganisation (WTO) den Bericht des Berufungs­
gremiums ( 1 ) und den Panel-Bericht ( 2 ), der durch den Bericht des 
Berufungsgremiums bestätigt wurde, an und stellte fest, dass das 
Gesetz über Ausgleichszahlungen für anhaltende Dumping- und 
Subventionspraktiken („Continued Dumping and Subsidy Offset 
Act — CDSOA“) nicht mit den aus den WTO-Übereinkommen 
erwachsenden Verpflichtungen der USA vereinbar ist. 

(2) Da die USA ihre Rechtsvorschriften nicht mit den einschlägigen 
Übereinkommen in Einklang brachten, beantragte die Gemein­
schaft beim Streitbeilegungsgremium die Aussetzung ihrer aus 
dem Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen (GATT) 1994 
erwachsenden Zollzugeständnisse und der damit verbundenen 
Verpflichtungen gegenüber den USA ( 3 ). Die USA erhoben Ein­
spruch gegen den Umfang der Aussetzung der Zollzugeständnisse 
und den damit verbundenen Verpflichtungen, und es wurde ein 
Schiedsverfahren eingeleitet. 

(3) Am 31. August 2004 befanden die Schiedsrichter, dass die jedes 
Jahr verursachte Zunichtemachung oder Schmälerung von Vor­
teilen der Gemeinschaft 72 % der Höhe der Auszahlungen gemäß 
CDSOA für Antidumping- oder Ausgleichszölle entsprach, die 
für das letzte Jahr, für das zu diesem Zeitpunkt offizielle Daten 
der US-Behörden zur Verfügung standen, auf Einfuhren aus der 
Gemeinschaft entrichtet wurden. Das Gremium kam zu dem 
Schluss, dass die Aussetzung der Zugeständnisse oder anderen 
Verpflichtungen seitens der Gemeinschaft in Form von über die 
gebundenen Zölle hinausgehenden zusätzlichen Zöllen für eine 
Liste von Waren mit Ursprung in den USA, deren Gesamthan­
delswert auf ein Jahr gerechnet den Umfang der zunichte ge­
machten oder geschmälerten Vorteile nicht überschreitet, mit 
den WTO-Regeln vereinbar ist. Am 26. November 2004 erteilte 
das Streitbeilegungsgremium die Genehmigung, die Anwendung 
der Zollzugeständnisse und der damit verbundenen aus dem 
GATT 1994 erwachsenden Verpflichtungen gegenüber den 
USA im Einklang mit der Entscheidung des Schiedsgremiums 
auszusetzen. 

▼B 
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( 1 ) United States — Offset Act (Byrd Amendment), Bericht des Berufungsgre­
miums (WT/DS217/AB/R, WT/DS234/AB/R, 16. Januar 2003). 

( 2 ) United States — Offset Act (Byrd Amendment), Panel-Bericht (WT/ 
DS217/R, WT/DS234/R, 16. September 2002). 

( 3 ) United States — Offset Act (Byrd Amendment), Rückgriff der Europäischen 
Gemeinschaften auf Artikel 22 Absatz 2 DSU (WT/DS217/22, 16. Januar 
2004).



 

(4) Die CDSOA-Auszahlungen für das letzte Jahr, für das Daten zur 
Verfügung stehen, beziehen sich auf die Verteilung von Antidum­
ping- und Ausgleichszöllen, die im Haushaltsjahr 2004 (1. Okto­
ber 2003 bis 30. September 2004) erhoben wurden. Auf der 
Grundlage der Daten, die von der Zoll- und Grenzschutzbehörde 
der Vereinigten Staaten veröffentlicht wurden, wird der Umfang 
der zunichte gemachten oder geschmälerten Vorteile der Gemein­
schaft auf 27,81 Mio. USD beziffert. Die Gemeinschaft kann 
daher die Anwendung ihrer den USA gewährten Zollzugeständ­
nisse für einen entsprechenden Betrag aussetzen. Die Auswirkun­
gen eines zusätzlichen Einfuhrzolls von 15 % ad valorem auf 
Einfuhren von in Anhang I genannten Waren mit Ursprung in 
den USA machen über ein Jahr gerechnet einen Handelswert von 
nicht mehr als 27,81 Mio. USD aus. Für diese Waren sollte die 
Gemeinschaft ab dem 1. Mai 2005 die Anwendung ihrer Zoll­
zugeständnisse aussetzen. 

(5) Wenn die USA auch in Zukunft die Entscheidung und Empfeh­
lung des Streitbeilegungsgremiums nicht umsetzen, sollte die 
Kommission jedes Jahr die Höhe der Aussetzungen an den Um­
fang der zunichte gemachten oder geschmälerten Vorteile anpas­
sen, die zu diesem Zeitpunkt durch das CDSOA zu Lasten der 
Gemeinschaft entstehen. Die Kommission sollte die Liste in An­
hang I oder die Höhe der zusätzlichen Einfuhrzölle so ändern, 
dass die Auswirkungen der zusätzlichen Zölle auf Einfuhren aus 
den USA für die ausgewählten Waren über ein Jahr gerechnet 
einem Handelswert entsprechen, der den Umfang der zunichte 
gemachten oder geschmälerten Vorteile nicht übersteigt. 

(6) Die Kommission sollte die folgenden Kriterien zugrunde legen: 

a) Die Kommission sollte die Höhe der zusätzlichen Einfuhrzölle 
ändern, wenn es nicht möglich ist, durch Hinzufügen weiterer 
Waren zu den in Anhang I aufgeführten Waren oder deren 
Streichung den Umfang der Aussetzung an den Umfang der 
zunichte gemachten oder geschmälerten Vorteile anzupassen. 
Ansonsten sollte die Kommission die Liste in Anhang I um 
Waren ergänzen, wenn sich der Umfang der Aussetzungen 
erhöht, bzw. Waren von der Liste streichen, wenn der Umfang 
der Aussetzungen abnimmt. 

b) Werden Waren hinzugefügt, so sollte die Kommission auto­
matisch Waren von der Liste in Anhang II wählen, und zwar 
in der Reihenfolge, in der die Waren aufgeführt sind. Daher 
sollte die Kommission auch die Liste in Anhang II ändern, 
indem sie von dieser Liste die Waren streicht, die der Liste in 
Anhang I hinzugefügt wurden. 

c) Werden Waren gestrichen, so sollte die Kommission zuerst die 
Waren streichen, die der Liste in Anhang I zu einem späteren 
Zeitpunkt hinzugefügt wurden. Erst dann sollte die Kommis­
sion Waren streichen, die gegenwärtig in der Liste in Anhang 
I aufgeführt sind, wobei sie erneut die Reihenfolge der Liste 
beachtet. 

(7) Die zur Durchführung dieser Verordnung notwendigen Maßnah­
men sollten im Einklang mit dem Beschluss 1999/468/EG des 
Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten für 
die Ausübung der der Kommission übertragenen Durchführungs­
befugnisse ( 1 ) getroffen werden. 

▼B 
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( 1 ) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.



 

(8) Um die Umgehung des Zusatzzolls zu vermeiden, sollte diese 
Verordnung am Tag ihrer Veröffentlichung in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Zollzugeständnisse und die damit verbundenen Verpflichtungen im 
Rahmen des GATT 1994 der Gemeinschaft werden für die in Anhang I 
dieser Verordnung aufgeführten Waren mit Ursprung in den USA aus­
gesetzt. 

▼M10 

Artikel 2 

Ein Wertzoll von 0,35 % wird zusätzlich zu dem nach der Verordnung 
(EWG) Nr. 2913/92 des Rates ( 1 ) geltenden Zoll auf die Waren mit 
Ursprung in den Vereinigten Staaten von Amerika eingeführt, die in 
Anhang I der vorliegenden Verordnung aufgeführt sind. 

▼B 

Artikel 3 

(1) Die Kommission passt den Umfang der Aussetzung jedes Jahr an 
den Umfang der zu diesem Zeitpunkt durch das Gesetz der Vereinigten 
Staaten über die Ausgleichszahlungen für anhaltendende Dumping- und 
Subventionspraktiken (CDSOA) zunichte gemachten oder geschmälerten 
Vorteile der Gemeinschaft an. Die Kommission ändert den Zollsatz des 
zusätzlichen Zolls oder die Liste in Anhang I unter folgenden Voraus­
setzungen: 

a) Der Umfang der zunichte gemachten oder geschmälerten Vorteile 
entspricht 72 % der Höhe der Ausgleichszahlungen gemäß dem 
CDSOA für Antidumping- und Ausgleichszölle, die in dem letzten 
Jahr, für das zu diesem Zeitpunkt offizielle Daten der US-Behörden 
vorliegen, auf Einfuhren aus der Gemeinschaft gezahlt wurden. 

b) Die Änderung wird so vorgenommen, dass die zusätzlichen Einfuhr­
zölle auf Einfuhren ausgewählter Waren mit Ursprung in den USA 
über ein Jahr gerechnet einem Handelswert entsprechen, der den 
Umfang der zunichte gemachten oder geschmälerten Vorteile nicht 
übersteigt. 

c) Steigt der Umfang der Aussetzung, so fügt die Kommission der Liste 
in Anhang I Waren hinzu, es sei denn, es liegen die in Buchstabe e 
vorgesehenen Umstände vor. Diese Waren werden von der Liste in 
Anhang II in der dort vorgegebenen Reihenfolge ausgewählt. 

d) Nimmt der Umfang der Aussetzung ab, so werden Waren von der 
Liste in Anhang I gestrichen, es sei denn, es liegen die in Buchstabe 
e vorgesehenen Umstände vor. Die Kommission streicht zunächst die 
Waren, die gegenwärtig in der Liste in Anhang II aufgeführt sind 
und der Liste in Anhang I später hinzugefügt wurden. Dann erst 
streicht die Kommission die Waren, die sich gegenwärtig auf der 
Liste in Anhang I befinden, und zwar in der Reihenfolge der Liste. 

▼B 
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( 1 ) ABl. L 302 vom 19.10.1992, S. 1.



 

e) Die Kommission ändert die Höhe des Zusatzzolls, wenn der Umfang 
der Aussetzung nicht durch Hinzufügen von Waren zu der Liste in 
Anhang I oder durch Streichung von der Liste an den Umfang der 
Zunichtemachung oder Schmälerung angepasst werden kann. 

(2) Werden Waren der Liste in Anhang I hinzugefügt, so ändert die 
Kommission gleichzeitig die Liste in Anhang II, indem sie die betref­
fenden Waren von der Liste in Anhang II streicht. Die Reihenfolge der 
übrigen Waren der Liste in Anhang II wird nicht geändert. 

▼M9 
(3) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 4 
delegierte Rechtsakte zum Zweck von Anpassungen und Änderungen 
im Rahmen dieses Artikels zu erlassen. 

Wenn Informationen über den Betrag der Zahlungen seitens der Ver­
einigten Staaten so spät im Jahr vorgelegt werden, dass die WTO- und 
gesetzlichen Fristen nach dem Verfahren des Artikels 4 nicht einge­
halten werden können, und wenn bei Anpassungen und Änderungen 
der Anhänge Gründe äußerster Dringlichkeit es zwingend erfordern, 
so findet das in Artikel 4a vorgesehene Verfahren auf delegierte Rechts­
akte, die gemäß Unterabsatz 1 erlassen wurden, Anwendung. 

Artikel 4 

(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kom­
mission unter den in diesem Artikel festgelegten Bedingungen übertra­
gen. 

(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß Artikel 3 
Absatz 3 wird der Kommission für einen Zeitraum von fünf Jahren ab 
dem 20. Februar 2014 übertragen. Die Kommission erstellt spätestens 
neun Monate vor Ablauf des Zeitraums von fünf Jahren einen Bericht 
über die Befugnisübertragung. Die Befugnisübertragung verlängert sich 
stillschweigend um Zeiträume gleicher Länge, es sei denn, das Europäi­
sche Parlament oder der Rat widersprechen einer solchen Verlängerung 
spätestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums. 

(3) Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 3 Absatz 3 kann vom 
Europäischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen werden. Der 
Beschluss über den Widerruf beendet die Übertragung der in diesem 
Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach seiner Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union oder zu einem im 
Beschluss über den Widerruf angegebenen späteren Zeitpunkt wirksam. 
Die Gültigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, 
wird von dem Beschluss über den Widerruf nicht berührt 

(4) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlässt, über­
mittelt sie ihn gleichzeitig dem Europäischen Parlament und dem Rat. 

▼B 
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(5) Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß Artikel 3 Absatz 3 erlassen 
wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Europäische Parlament noch 
der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Übermittlung 
dieses Rechtsakts an das Europäische Parlament und den Rat Einwände 
erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europäische Par­
lament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie 
keine Einwände erheben werden. Auf Initiative des Europäischen Par­
laments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate verlängert. 

Artikel 4a 

(1) Delegierte Rechtsakte, die nach diesem Artikel erlassen werden, 
treten umgehend in Kraft und sind anwendbar, solange keine Einwände 
gemäß Absatz 2 erhoben werden. In der Übermittlung eines delegierten 
Rechtsakts an das Europäische Parlament und den Rat werden die 
Gründe für die Anwendung des Dringlichkeitsverfahrens angegeben. 

(2) Das Europäische Parlament oder der Rat können gemäß dem 
Verfahren des Artikels 4 Absatz 5 Einwände gegen einen delegierten 
Rechtsakt erheben. In diesem Fall hebt die Kommission den Rechtsakt 
umgehend nach der Übermittlung des Beschlusses des Europäischen 
Parlaments oder des Rates, Einwände zu erheben, auf. 

▼B 

Artikel 5 

Der Ursprung der Waren, auf die diese Verordnung Anwendung findet, 
wird gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 ermittelt. 

Artikel 6 

(1) Auf Waren des Anhangs I, für die vor Inkrafttreten dieser Ver­
ordnung eine Einfuhrlizenz, eine Zollbefreiung oder eine Zollsenkung 
gewährt wurde, werden keine zusätzlichen Zölle erhoben. 

(2) Auf Waren des Anhangs I, bei denen nachgewiesen werden kann, 
dass sie sich am Tag der Anwendung dieser Verordnung bereits auf 
dem Weg in die Gemeinschaft befanden, und deren Bestimmungsort 
nicht verändert werden kann, werden keine zusätzlichen Zölle erhoben. 

(3) Auf Waren des Anhangs I, die gemäß Verordnung (EWG) Nr. 
918/83 des Rates vom 28. März 1983 über das gemeinschaftliche Sys­
tem der Zollbefreiungen ( 1 ) von den Einfuhrabgaben befreit sind, wer­
den keine zusätzlichen Zölle erhoben. 

▼M9 
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( 1 ) ABl. L 105 vom 23.4.1983, S. 1. Verordnung zuletzt geändert durch die 
Beitrittsakte von 2003.



 

(4) Waren des Anhangs I können gemäß Artikel 551 Absatz 1 Unter­
absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission vom 
2. Juli 1993 mit Durchführungsvorschriften zu der Verordnung (EWG) 
Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaf­
ten ( 1 ) erst nach Prüfung der wirtschaftlichen Voraussetzungen im Aus­
schuss für den Zollkodex in das Zollverfahren „Umwandlung unter 
zollamtlicher Überwachung“ übergeführt werden, es sei denn die Waren 
und Behandlungen sind in Anhang 76, Teil A jener Verordnung auf­
geführt. 

▼M8 __________ 

▼B 

Artikel 8 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 1. Mai 2005. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittel­
bar in jedem Mitgliedstaat. 

▼B 
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( 1 ) ABl. L 253 vom 11.10.1993, S. 1. Verordnung zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EG) Nr. 2286/2003 der Kommission (ABl. L 343 vom 
31.12.2003, S. 1).



 

ANHANG I 

Die dem Zusatzzoll unterliegenden Waren sind durch ihre achtstelligen KN- 
Codes bezeichnet. Die Beschreibung der unter diesen KN-Codes eingereihten 
Waren ist Anhang I der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates vom 23. Juli 
1987 über die zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den Gemein­
samen Zolltarif ( 1 ), geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1810/2004 ( 2 ), zu 
entnehmen. 

0710 40 00 

9003 19 30 

8705 10 00 

6204 62 31. 

▼M10 
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( 1 ) ABl. L 256 vom 7.9.1987, S. 1. 
( 2 ) ABl. L 327 vom 30.10.2004, S. 1.



 

ANHANG II 

Die Waren dieses Anhangs sind durch ihre achtstelligen KN-Codes bezeichnet. 
Die Beschreibung der unter diesen Codes eingereihten Waren ist Anhang I der 
Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 zu entnehmen. 

▼M7 
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